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der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
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Nro. 40. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
entral⸗Behörden. 


Verordnung, 
betreffend die Einführung von Poſtmandaten. 
Auf Grund des 8 57 des Geſetzes über das 
Poſtweſen vom 2. November 1867 wird Folgendes 
beſtimmt: 

Behufs Erleichterung des Geldverkehrs kann 
vom 15. October 1871 ab die Einziehung von Geldern 
bis zu 50 Thalern oder 87¼ Gulden einſchl. durch 
Pofimandat erfolgen. Formulare zu den Poſtmandaten 
können bei allen Poſtanſtalten zum Preiſe von / Süiber: 
groſchen für 5 Stück bezogen werden. Dem Mandate 
iſt das einzulöſende Papier (die quittirte Rechnung, 


I 


der quittirte Wechſel, der Coupon ꝛc.) zur Aushändi⸗ Wechſel 


gung an denjenigen. welcher Zahlung leiſtem ſoll, bei 
zufügen. Das Mandat iſt vom Abſender durch Angabe 
ſeines Namens und Wohnorts, des Namens und 
Wohnorts des Schuldners, ſowie des einzuziehenden 
Belrages auszufüllen. Die Thaler⸗ oder Guldenſumme 
muß in Zahlen und in Buchſtaben ausgedrückt fein. 
Zu ſchriftlichen Mittheilungen an den Schuldner iſt 
das Poſtmandat, welches in den Händen der Poſt ver⸗ 
bleibt, nicht zu benutzen. Bei Benennung mehrerer 
Perſonen erfolgt die Vorzeigung nur an den zuerſt 
genannten Adreſſaten. Einem Poſtmandate können 
mehrere Quittungen, Wechſel, Coupons ꝛc. zur gleich⸗ 
zeitigen Einziehung von demſelben Schuldner beigefügt 
werden; die Geſammtſumme des einzuziebenden Betrages 
darf jedoch den oben bezeichneten Betrag nicht über⸗ 
ſteigen. Die Vereinigung mehrerer Poſtmandate zu 
einer Sendung iſt nicht ſtatthaft. Der Auftraggeber 
hat das Poſtmandat nebſt deſſen Anlage unter ver⸗ 
ſchloſſenem Couvert an die Adreſſe der Poſtanſtalt, 
welche die Einziehung bewirken ſoll, recommandirt 
abzuſenden. Der Brief iſt mit der Auſſchrift „Poſt⸗ 
mandat“ zu verſchen. 

Die Gebühr beträgt, einſchließlich des Portos 
und der Necommandationsgebühr, ohne Rückſicht auf 
die Höhe des Betrages 5 Silbergroſchen bez. 18 Kreuzer. 
Dieſe Gebühr iſt vom Auftraggeber vor Abſendung 
des Briefes, möglichſt durch Verwendung von Poſtwerth⸗ 
zeichen, zu entrichten. Die Urbermittelung des einge⸗ 
zogenen Betrages an den Auftraggeber erfolgt durch 
Poſtanweiſung; die Poſtanweiſungsgebühr wird von 


der Betrag nicht eingezogen, ſo kommt, außer der bei 
der Aufgabe entrichteten Gebühr, eine weitere Gebühr 
nicht in Anwendung. 

Ueber den Poſtmandat⸗Brief wird dem Abſender 
ein Einlieferungsſchein ertheilt. Die Poſtverwaltung 
haftet für die Beförderung des Poſtmandatbriefes wie 
für einen recommandirten Brief, für den eingezogenen 
Betrag aber in demſelben Umfange wie für die auf 
Poſtanweiſungen eingezahlten Beträge. Eine weiter⸗ 
gehende Garantie, insbeſondere für rechtzeitige Vor⸗ 
zeigung oder rechtzeitige Rückſendung des Poſtmandats 
nebſt Anlage, wird nicht gleiſtet; auch übernehmen 
die Poſtanſtalten weder die Proteſterhebung, noch die 
Erfüllung anderer im Wechſelrechte vorgeſchriebener 
Formen bezüglich der ihnen zur Einziehung übergebenen 

echlel. 

Die Einziehung des Betrages erfolgt gegen Vor⸗ 
zeigung des Poſtmandats und Aushändigung der 
quittirten Rechnung (des quittirten Wechſels ꝛc.). Die 
Zahlung iſt entweder ſofort an den Poſtboten oder, 
wenn der Auftraggeber nicht die ſofortige Rückſendung 
verlangt hat, binnen ſi eben Tagen nach der Vorzeigung 
des Poſtmandats bei der einziehenden Poſtanſtalt zu 
leiſten. Erfolgt die Zahlung innerhalb dieſer Friſt 
nicht, ſo wird das Poſtmandat vor der Rückſendung 
dem Adreſſaten nochmals zur Zahlung vorgezeigt. 
Verlangt der Auftraggeber die ſofortige Rückſendung 
nach einmaliger vergeblicher Vorz⸗igung, ſo iſt ſolches 
durch den Vermerk „Sofort zurück“ auf der Rückſeite 
zu bezeichnen. Theilzahlungen werden nicht ange⸗ 
nommen. Wird der Adreſſat nicht ermittelt, oder leiſtet 
er, auch bei der zweiten Vorzeigung des Poſtmandats, 
nicht Zahlung, fo wird das Poſtmandat mit der Quit⸗ 
tung (Wechſel) dem Auftraggeber mittelſt recomman⸗ 
dirten Briefes koſtenfrei zurückgeſandt. 

An Einwohner im Orts⸗ oder Landbeſtellbezirke 
der Aufgabe⸗Poſtanſtalt werden Poſtmandate unter den⸗ 
ſelben Bedingungen wie an Adreſſaten im Bereiche 
anderer Poſtorte angenommen. 


Berlin, den 22. September 1871. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: Delbrück. 
2) Verordnung, 
betreffend die Beſorgung von Schreiben mit Behändi⸗ 
gungsſcheinen durch die Poſtanſtalten. 
Auf Grund des 8.57 des Geſetzes über das Poſt⸗ 


dem eingezogenen Betrage in Abzug gebracht. Wird weſen vom 2. November 1867 wird Folgendes beſtimmt: 
Ausgegeben in Marienwerder der 5. Oktober 1871. 
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Vom 15. October d. J. ab werden die Roftanftalten | Statuts der Hilfskaſſe für die Provinz Preußen de 
auch von Privatperſonen Schreiben mit Behändigungs⸗ Conf. 27. September 1852 aufgehoben und durch 
ſcheinen zur poſtamtlichen Inſinuatſon annehmen. folgende Vorſchrift erſetzt werde: 

In Betreff der Beſtellung dieſer Schreiben gelten a. „durch Grundſtücke, wenn das Darlehn inner⸗ 
bie Beſtimmungen im 8. 38 Nr. I. und II. des Regle⸗ halb der Hälfte des Materialien: 
ments vom 11. Dezember 1867 zu dem Geſetz vom werthes ihrer Gebäude hypoth kariſch 
2. November 1867, jedoch mit der Maßgabe, daß die eingetragen wird.“ 

Brieſträger nicht befugt find, die von Privatperſonen Dieſer Erlaß iſt durch die Amtsblätter der Provinz 
ausgehenden Schreiben mit Bebändigungsſchein an die Preußen zu veröffentlichen. 
Stuben» oder Hausthür des Adreſſaten zu befeſtigen. Bad Gaſtein, den 4. September 1871. 

Die gegen Behändigungsſchein zu inſinuirenden gez. Wilhelm. 
er in . In ei 11185 908. Graf Eulenburg. 
Gelder oder Gegenſtände von Werth dürfen ſolchen N 
Schreiben 105 fenen e 11 ebenſowenig darf Poſt⸗ An den Miniſter des Innern. 
vorſchuß auf dergleichen Sendungen entnommen werden. N 0 5 

Jedem Schreiber muß ein gehörig ausgefülltes . x Vorſtebende Alerböchſe Ordre wird hierdurch 

2 g zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Formular zum Behändigungsſchein offen beigefügt fein. Königsberg, den 27. September 1871. 
Solche Formulare zu Behändigungsſcheinen können bei Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen. 
In Vertr.: Kon opacki. 


allen Poſtanſtalten bezogen werden, und zwar zum Preiſe 
von ½ Sgr. für 5 Slück. 5 
Die Adreſſe des Schreibens iſt mit dem Zuſatze 1) Nachdem das Geſetz vom 4. Mai 1868 über die 
„mit Behändigungsſchein“ zu verſehen. Auf die Außen⸗ Aufhebung der poltzeilichen Beſchränkungen der Ehe⸗ 
ſette des zufammengefaltsten Formulars zum Behändi⸗ſchließung (B.⸗G.⸗Bl. S. 149) in Folge der mit Würtem⸗ 
gungsſchein iſt vom Abſender des Schreibens die ſürfberg, Baden und Heſſen⸗Darmſtadt abgeſchloſſenen 
die Rückſendung erforderliche Adreſſe zu ſetzen. Verträge vom 25. reſp. 15. November v. J. in den 
An Gehühren kommen in Anſatz: genannten Staaten ebenfalls eingeführt iſt, ſind den 
1) Das tarifmäßige Porto für die Beförderung letzteren gegenüber die Vorſchriften des Geſetzes vom 
des Schreibens nach dem Beſtimmungsorte und 13. März 1854, betreffend die de ne von Aus⸗ 
bezw. für die Nückſendung des Behändigungs⸗ ländern zur Eingehung einer Che in den Königlich 
ſcheins und Preußiſchen Staaten (G.⸗S. S. 123) für aufgehoben 
2) eine Inſinuationsgeb⸗ he von 2 Gr. bezw. und fortfallend zu erachten. Was dagegen das Königs 
7 Kr. reich Bayern anbelangt, in welchem das Geſetz vom 
Diefe Beträge können en weder vom Abſender 4. Mai 1868 nicht fur Einfuhrung gelangt iſt, fo 
oder vom Adreſſaten entrichtet werden. Mill der Ab⸗ bedarf es für die Angehörigen dieſes Staats — mit 
ſender die Gebühren tragen, fo zahlt er bei der Ein⸗ der weiterhin bezeichneten Ausnahme —, falls fie in 
lieferung des Schreibens zunächſt nur das tarifmäßige Preußen eine Ehe ſchließen wollen, nach wie vor der 
Porto für die Beförderung des Schreibens nach den Beibringung ber im § 1 des Gefeges vom 13, Mai 
Veſtimmungsorte, die andren Beträge werden erſt auf vorgeſchriebenen Beſcheiniaung „ da eine ohne ſolche 
Grund des vollzogen zurückkommenden Behändigungs⸗ abgeſchloſſene Ehe nach Bayeriſchen Geſetzen ungültig 
ſcheins von dem Abſender eingezogen. Falls die Inſi⸗ ſein würde. Es b zieht ſich dies jedoch nicht auf die 
nuation nicht ausgeführt werden kaan, kommt „ur das Angehörigen der Königlich Bayeriſchen Pfalz, weil für 
tarifmäßige Porto für die Beförderung des Schreibens leßtere nach Lage der Vayeriſchen Geſetzgebung volle 
nach dem Beſtimmungsorbe zum Anſatz. Verehelichungsfreiheit beſteht; daher die Angehörigen 
An Einwohner im Olts⸗ oder Landbeſtellbezirke derſelben zum Zweck ihrer Verehelichung in Preußen 
der Aufgabe⸗Poſtanſtalt werden Schreiben mit Behändi⸗ eines Trauerlaubnißſcheins ihrer Heimaths⸗Behb den 
gungoſchein unter derſelben Bedingungen wie an Adreſſaten nicht bedürfen. Solche find hiernach von ihnen auch 

im Bereiche anderer Poſtorte angenommen. in Preußen nicht zu fordern. 
Berlin, den 22. September 1871. Vorſtehendes iſt mittelst Veröffentlichung durch 
Der Reichskanzler. das Amtsblatt zur Kenntniß der Geistlichen und des 

Ja Vertrelurg: Delbrück. Publikums zu bringen. 


lin, den 29. 1 
Verordnungen und Bekanntmachungen der Berlin, den 29. Auguft 1871 


1 92 52 Der Jufliz⸗Miniſter. 
Provinzial: Behörden, Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts: und Medizinal⸗ 
3) Auf den Bericht vom 28. Auguſt c. will ich, ent⸗ 


Angelegenheiten. 
ſprechend dem Anfrage des 20. Provenzial⸗Landtages Im Auftrage: de la Croix. 
in der wieder beigefügten Petition vom 28. Juni d. S. Der Miniſter des Innern. 
hierdurch genehmigen, daß die Veſtimmung unter Nr. 3 


In Vertr.: Bitter. 
litt. a. im letzten Alinea des § 15 des anliegenden An die Königliche Regierung zu Marienwerder. 


Abſchrift vorſtehender Anordnung bringen wir 
hierdurch zur Kenntniß der Geiſtlichen und des Publikums. 
Marienwerder, den 25. S ptember 1871. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 

er von den Auswanderungs⸗ Unternehmern 
W. Stiſſer u. Comp. zu Bremen und Johanning 
et Behmer zu Berlin zur Vermittelung von Ueberfahrts⸗ 
verträgen, ſoweit dieſe ſich auf die Einſchiffung der 
Auswanderer in Hamburg, Bremen und Stettin er⸗ 
ſtrecken, ernannte und von uns conzeſſionirte Agent, 
penſtonirte Lehrer Blell hierſelbſt, hat dieſes Geſchäft 
niedergelegt. In Gemäßheit des in Folge der 88 5—7 
des Geſetzes vom 7. Mai 1853 erlaſſenen Reglements 
des Herrn Ministers für Handel, Gewerbe und öffent⸗ 
liche Arbeiten vom 6. September 1853 bringen wir 
dieſes mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntuiß, 


daß etwaige Aaſp üche aus der Geſchäftsführung des 6 Wochen zu mel 
14 gedachten Reglements binnen einer 


ꝛc. Blell nach 8 
präcluſiviſchen Friſt von zwölf Monaten vom Tage 
des Erſcheinens dieſer Bekanntmachung im dieſſeitigen 
Amtsblatt angerechnet, bet uns anzubringen ſind. 
Marienwerder, den 23. Septemder 1871. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
6) In der Meliorations⸗Angelegenheit, bekreffend die 
Ent: und Bewöſſerung der fiskaliſchen Wicſen im 
Belaufe Seebruch, der Oberförſterei Grünfelde, im 
Kreiſe Schwetz, iſt der Präcluſionsbeſcheid erlaſſen und 
in unſerer Regiſtratur zur Einſicht für Jedermann 
ausgelegt worden. 

Dies wird hierdurch mit dem Bemerken bekannt 
gemacht, daß Reſtitutionsgeſuche gegen den Präcluſions⸗ 
Beſcheid gemäß § 22 des Geſetzes vom 28. Februar 
1843 und des § 5 des Geſetzes vom 23. Januar 1846, 
ſoweit ſich dieſelben auf Widerſpruche gegen die Be⸗ 
wäflerungganlage beziehen, binnen 10 Tagen und 
ſoweit Te ſich auf die Entwäflerungtanlage beziehen, 
binnen 6 Wochen bei ung angebracht werden konnen, 
welche auf den Tag folgen, an dem die Nummer des 
Amtsblatts, in welcher ſich dieſe Bekanntmachung be⸗ 
ſindet, ausgegeben worden iſt. 

Marienwerder, den 23. September 1871. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
7) Qualifizirte Medizinal⸗Perſonen fordern wir wieder⸗ 


holt auf, zu der noch unbeſctzten Kreis⸗Wandarztſielle 


Thorner Kreiſes ihre Meldungen unter Vetfügung der 
betreffenden Zeu miſſe innerhalb 6 Wochen bei uns 
einzureichen. Macienwerder, den 25. September 1871. 
Königliche Regierung. Antheilung des Innern. 
8) Die Notzkrankheit unter der Pferden des Einſaſſen 
Ornas in Poriſchweiten iſt beſitigt. 
Marienwerder, den 27. September 1871. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
9) Der nach dem dies jährigen Jahrmarkts Verzeichniß 
auf Dienſtag, den 10. Oktober c. feſtgeſetzte Kram, 
Vieh⸗ und Pferdemarkt in der Stadt Neuteich wird hier⸗ 
durch auf Donnerſtag, den 12. October c. feſtgeſezt. 
„Danzig, den 25. September 1871. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


1. 


3 
10) Die Kreis⸗Thierarztſtelle des Cartbauſer Kreiſes 


iſt durch das Ableben ihres bisherigen Inhabers er⸗ 


ledigt. Qnalificirte Bewerber um dieſe Stelle, mit 
welcher ein Einkommen ron 100 Thlen. aus Staatsfonds 


und ein Zuſchuß von 100 Thlru. aus Kreis⸗Communal⸗ 


Mitteln verbunden tft, fordern wir auf, ihre Meldungen 
nebſt den für ihre Beſählgung ſprechenden Zeugniſſen 
binnen 4 Wochen uns einzureichen. 
Danzig, den 20. September 1871. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
11) Die mit einem Gehalte von jährlich 100 Thlr. 


dotirte Kreiswundarztſtelle des Kreiſes Wirſitz mit dem 
Wohnſitz in der Stadt Mroczen ſoll wieder beſetzt 
werden. 

Qualificirte Bewerber um dieſe Stelle haben ſich 
unter eme ku, ihrer Zeugniſſe bei uns innerhalb 
en. 

Bromberg, den 19. September 1871. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
12) Mit der Wahrnehmung der Funktionen eines 
Forſt⸗Hilfs⸗Polizei⸗Sergeanten behufs Ausübung der 
Holz⸗ und Wildprets⸗Legitimations⸗Kontrole in der 
Stadt Marienwerder und Umgegend iſt vom 1. No⸗ 
vember c. ab der Reſervejäger (Forſtauſſeher) Greper 
beauftragt worden. 

Marienwerder, den 27. September 1871. 

Königliche Regierung. 
Abtheilung für direkte Steuern, Domainen u. Forſten. 
13) Nach Vorſchrift des § 18 des Bundesgeſetzes vom 
21. Juli v. J. wird auf Verfügung des Herrn Reicht: 
kanzlers im Auftrage der Hauptverwaltung der Darlehns⸗ 


kaſſen des Norddeutſchen Bundes hierdurch bekannt 
gemacht, daß die am 21. Auguſt v. J. hier errichtete 
Darlehnskaſſe am 30. d. M. aufgelöst wi: d. 
Danzig, den 27. September 1871. 
Der Bundes Bevollmächtigte. 
„gez. v. Hartwig, Regierungsrath. 
14) Gepäckbeförderung ohne Billet. 

Ab 1. Oktober c. können auf Verlangen im 
ganzen Bereich der Oſtbahn, ſowie nach den, mit den 
Oſtkahn⸗ Stationen im directen Gepäck⸗Verkehr ſtehen⸗ 
den Stationen der Oberichleſiſchen und Niederſchleſiſch⸗ 
Märkiſchen Eiſenbahn, unter den Bedingungen der 
85 24 bis 32 des Bandes⸗Betri bs Rglements d. d. 
10. Juni 1870, Reiſegepäck und Güter auch ohne 
Löſong von Fahrbillets unter Zugrundelegung des 
ganzen Gewichtes zu dem Tariſſatze Fir Gepäck⸗ 
überfracht auf Gepäckſcheine erpedirt werden. 

Als Minimal⸗Satz wird ber Frachtbetrag für 
50 Pfund in Anſatz gebracht. 

Die Expedirung erfolgt zu allen Zügen, mit 
welchen eine direkte Perſonen⸗ und Gepäckbeförderung 
ſtattfindet. 

Bromberg, den 26. September 1871. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 
15) Vom 1. Oktober d. J. ab iſt die Station Thorn 
in den Magdeburg⸗Preußiſchen Eiſenbahnverband als 
Verbandſtation aufgenommen worden. 
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Taxiſnachträge find von den Verbandſtationen ’ Die bisher von dem Kaufmann Ant on Mikeſch 


kaͤuflich zu beziehen. in Marienwerder verwaltete Stempel ⸗Diſtribution iſt 
Bromderg, den 20. September 1871, dem Buchbinder und Kaufmann de la Roſe daſelbſt 
Königliche Direktion der Oſtbahn. widerruflich übertragen worden. 
Perſonal: Chronik. Erledigte Schulſtelle. 


16) Des Königs Majeßät haben geruht, den bisherigen 
Landrattsemtsgerweſer des Kreiſes Schwetz, Regierungs⸗ 17) Die Schullehrerſtelle zu Legbond, im Kreiſe Conitz, 
Aſſeſſor Woldeck von Arneburg zum Landrathe iſt durch den Tod des Lehrers Glinski erledigt. — 
des genannten Kreiſes zu ernennen. Lehrer katholiſcher Confeſſion, welche ſich um dieſelbe 
Der mit der kommiſſariſchen Verwaltung des bewerben wollen, haben ſich unter Einſendung ihrer 
Domainen⸗Rentamts Strasburg beauftragte Kreis⸗ Zeugniſſe bei dem Königl. Kreisſchulinſpektor, Herrn 
Sekretär Delega iſt zum Domainen⸗Rentmeiſter Pfarrer Guttmann zu Long bei Czersk bis zum 
daſelbſt ernannt worden. 30. October c, zu melden. 


Berichtigung. 

In der in Nr. 39 d. Bl. ad 4 abgedruckten Allgemeinen Verfügung vom 19. September e, betreffend 
die künftige Stellung der Hebammen, fol es Seite 186 hinter 18. heißen: 

„Es wird hierbei bemerkt, daß dieſe Taxe nur inſofern Anwendung findet, als über die Gebühren 
der Hebammen Streit entſtehen ſollte, indem es ſonſt binſichts der Belohnung der Hebamme bei der Entbin⸗ 
dung und nachherigen Behandlung der Mutter und des Kindes, ſoweit ſolche ihres Amtes iſt, bei dem Her⸗ 
kommen jedes Ortes ſein Bewenden hat. 


eee 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nro. 40.) 


Gledlalrt in Buren der Erulglichen Zedern. tm der i Kan fer Jen Hofbroruckekeli. 


